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Stellungnahme des Umweltamtes – SG-3, zum Bebauungs- und 
Grünordnungsplan Nr. 177 V  „GE südlich der Manchinger Straße“ 
 
 
 
Von Seiten des Umweltamtes, SG Naturschutz/UNB, wird zu oben genanntem 
Bebauungsplan wie folgt Stellung genommen: 
 

1. Eingriffsermittlung 
Der im vorgelegten Umweltbericht ermittelte Ausgleichsbedarf ist aus Sicht der unteren 
Naturschutzbehörde (UNB) nachzubessern. Der ehemalige Bahndamm inklusive der 
Heckenstrukturen ist aufgrund des Vorkommens einer Rote-Liste-Art nach dem 
Leitfaden „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“ der Kategorie A III, anstatt A II 
zuzuordnen. Daher ist auch der Kompensationsfaktor von 0,9 bei Entfernung der 
Strukturen mit mindestens 1,0 anzusetzen. 
Die Kategorie „Gehölzsukzession“ (A I) ist als „bisherige Ortsrandbereiche mit 
bestehenden, eingewachsenen Eingrünungsstrukturen“ zu kategorisieren und damit 
der Kategorie A II zuzuordnen. Die Flächenkategorie „bisherige Ortsrandbereiche mit 
bestehenden, eingewachsenen Eingrünungsstrukturen“ ist mindestens im Verhältnis 
1:1 mit qualitativ hochwertigen, autochtonen Gehölzen zu ersetzen. Die Breite der 
Heckenstrukturen am südlichen Rand des Planungsgebiets soll mindestens 6 m 
zuzüglich eines Baukörperabstandes von mindestens 3 m betragen. Nach Auffassung 
der UNB sind die Heckenstrukturen am südlichen Rand des Vorhabensgebiets nicht 
als Ausgleichsfläche anzuerkennen, sondern als Ersatzpflanzung, die im Zuge der 
Landschaftsbildbeeinträchtigung/Gebietseingrünung angelegt werden müssen.  
Des Weiteren wird auf den Stadtratsbeschluss verwiesen, welcher eine Durchgrünung 
von Gewerbegebieten mit mind. 15 % besagt. Die vorgelegte Planung weist keine 
entsprechende Durchgrünung auf und soll nachgebessert werden. Gleichzeitig vertritt 
die UNB die Auffassung, dass öffentlichen Grünflächen nicht als Ausgleichsflächen 
anerkannt werden können.  
Der angesetzte Kompensationsfaktor für Ackerflächen und Grünlandbrache von -1 ist 
nicht nachvollziehbar. Nach dem Leitfaden „Bauen im Einklang mit Natur und 
Landschaft“ ist der Faktor 0,3 anzuwenden.  
Anhand dieser Vorgaben ergäbe sich bei gleichbleibender Planung für die 
Ausgleichsflächen eine Summe von mindestens 14.348 m².  
Die Einstufung der Gebiete und der Kompensationsfaktoren erfolgt anhand des 
Leitfadens „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“, StMLU, 2003. 



  
2. Artenschutz 
Das Gebiet entlang der ehemaligen Bahntrasse im Nordwesten des Gebiets soll 
weitestgehend erhalten bleiben. Die Struktur ist Lebensraum der  Blauflügeligen 
Ödlandschrecke, Oedipoda caerulescens (Rote Liste Bayern: 3). Zudem spielt die 
Fläche im Sinne der Biotopvernetzung (§§ 20 und 21 BNatSchG) eine wichtige Rolle 
und dient sowohl als Kern-, als auch als Verbindungsfläche. Vernetzt werden hier das 
Landschaftsschutzgebiet „Auwaldreste südlich der Wankelstraße“, inkl. den dort 
verankterten Biotopen, bis hin zur Altlaufschlinge „Große Menau“ im Südwesten von 
Niederfeld. Aus naturschutzfachlicher Sicht ist der ehemalige Bahndamm von hoher 
ökologischer Bedeutung.  
Um die Zufahrt zum Planungsgebiet aus verkehrsplanerischer Sicht sinnvoll gestalten 
zu können, soll die innere Erschließung südlich der Flutmulde Richtung Südosten 
verlaufen. Gleichzeitig kann hier mittels Strassenbegleitgrün eine Durchgrünung des 
Gewerbegebietes (siehe 1.) realisiert werden.  
Dem im Westen angrenzenden Grundstück der Firma Heinz werden laut aktuellem 
Plan zwei Zufahrten zugeteilt, was jedoch zu einer zusätzlichen Zerschneidung des 
neu zu pflanzenden Straßenbegleitgrüns führt. Daher soll maximal eine Zufahrt zum 
Heinz-Gelände eingerichtet werden.  
Für den Lebensraumverlust, insbesondere der Blauflügeligen Ödlandschrecke, durch 
die teilweise Entfernung des Bahndamms soll südlich des Planungsgebietes ein im 
direkten räumlichen Zusammenhang liegendes Ersatzhabitat geschaffen werden. Auf 
den Flurnummern 4679 und 4680/1 ist vor Entfernung der ursprünglichen Strukten eine 
zuvor mit der UNB abgestimmte Maßnahme (CEF-Maßnahme) durchzuführen. 
Abzüglich dieser 2.900 m² bedarf es weiterhin einer Ausgleichsfläche von 11.448 m². 
Art der Flächen, Entwicklungsziele und die damit Maßnahmenkataloge sind mit der 
UNB  abzustimmen.  
 
 
3. Sonstiges 
Das im Osten angrenzende Biotop (IN-1452-000) soll nicht Teil des Bebauungsplans 
werden. Die derzeitige Nutzung, verbunden mit der Zerstörung der ursprünglichen 
Biotopstrukturen, ist Teil eines eigenen naturschutzfachlichen Verfahrens, welches 
unabhängig von der vorliegenden Bebauungsplanung erfolgen soll.   
 
Der Räumung des ehemaligen Bahndamms inkl. den dortigen Strukturen in Aussicht 
auf eine angedachte Neuverlegung von Schienen für den Personennahverkehr ist zu 
gegebener Zeit in einem eigenständigen Verfahren durchzuführen. Die Auswirkungen 
eines solchen Vorhabens müssen in gesonderter Form auf die Umweltauswirkungen 
überprüft werden, eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung ist hierfür nicht 
ausreichend. Es bedarf mindestens einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls, 
siehe § 7 Absatz 1 Satz 1 UVPG.  
 
 
4. Allgemeines 
Auf den künfitgen Anlagen des Gewerbegebiets muss sichergestellt sein, dass eine 
ausreichende Be- und Eingrünung im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren 
Planung berücksichtigt wird (15 %). Eine maximal Be- und Eingrünung ist 
sicherzustellen. Pflanzungen sind fachgerecht auszuführen und eine ordnungsgemäße 
Pflege entsprechend der gültigen Regelwerke ist zu gewährleisten. Es wird darauf 
verwiesen, dass im künftigen Gewerbegebiet die Baumschutzverordnung der Stadt 



Ingolstadt gültig ist.  
Um der zunehmenden „Lichtverschmutzung“ entgegenzuwirken ist die Beleuchtung der 
Außenanlangen auf das notwendigste Maß zu reduzieren.Es sind insektenfreundliche 
Leuchtmittel zu verwenden, also ein warmes Lichtspektrum, das gekapselt und nach 
unten gerichtet ist. Bei künftigen Bauvorhaben ist aufgrund der Ortsrandlage die 
Gebäudehöhe bzw. –gestaltung besonders zu beachten, um das Landschaftsbild nicht 
negativ zu beeinträchtigen.  

 



Umweltamt       Ingolstadt, 06.09.2019 
   
VIII/68.1/Sk     
 
 
 
 
 
 

Stadtplanungsamt 
im Hause 
 
 
 
 
 
Stellungnahme des Umweltamtes zum Bebauungs- und 
Grünordnungsplan Nr. 177 V „GE südlich der Manchinger Straße“ 
und Änderung des Flächennutzungsplanes im Parallelverfahren  
 
 
 
 
 
Von Seiten des Umweltamtes wird zu oben genanntem Bebauungsplan wie folgt Stellung 
genommen: 
 
Naturschutz 
 
Keine Einwände.  
 
Baumschutz 
 
Müssen zu Verwirklichung der Festsetzungen des Bebauungsplanes schutzwürdige 
Bäume gefällt, zerstört oder verändert werden, ist eine Genehmigung nach der 
Baumschutzverordnung der Stadt Ingolstadt zu beantragen. 
Dies hat sowohl durch den Erschließungsträger bereits vor Durchführung der 
Erschließungsmaßnahmen wie Straßenbau, Kanalisation, Wasserversorgung zu 
erfolgen, als auch später durch die Grundstückseigentümer vor der Errichtung der Gebäude. 
 
 
Lärmschutz 
 
Keine Einwände 
 
Altlasten 
 
Auf die Stellungnahme vom 19.09.2018 wird verwiesen.  
 
Wasserrecht 
 
Keine Einwände. 
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Fachkundige Stelle Wasserwirtschaft 
 
Keine Einwände 
 
 
 
Im Auftrag 
 
gez. 
  

 
 
 




